
Tenor 

1. Art. 3 Abs. 5 in Verbindung mit Art. 3 Abs. 3 der Richtlinie 
2001/42/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
27. Juni 2001 über die Prüfung der Umweltauswirkungen be­
stimmter Pläne und Programme ist dahin auszulegen, dass er einer 
nationalen Regelung wie der im Ausgangsverfahren fraglichen ent­
gegensteht, die derart allgemein und ohne Einzelfallprüfung vor­
sieht, dass eine Prüfung nach dieser Richtlinie dann nicht durch­
geführt werden muss, wenn sich die Pläne, die die Nutzung kleiner 
Gebiete auf lokaler Ebene festlegen, auf nur einen Gegenstand 
wirtschaftlicher Betätigung beziehen. 

2. Art. 11 Abs. 1 und 2 der Richtlinie 2001/42 ist dahin aus­
zulegen, dass eine nach der Richtlinie 85/337/EWG des Rates 
vom 27. Juni 1985 über die Umweltverträglichkeitsprüfung bei 
bestimmten öffentlichen und privaten Projekten in der durch die 
Richtlinie 97/11/EG des Rates vom 3. März 1997 geänderten 
Fassung durchgeführte Umweltverträglichkeitsprüfung nicht von 
der Verpflichtung entbindet, eine Umweltprüfung gemäß der Richt­
linie 2001/42 durchzuführen. Es ist jedoch Sache des vorlegenden 
Gerichts, zu prüfen, ob eine nach der Richtlinie 85/337 in ihrer 
geänderten Fassung durchgeführte Prüfung als Ausdruck eines ko­
ordinierten oder gemeinsamen Verfahrens aufgefasst werden kann 
und ob dieses bereits sämtliche Anforderungen der Richtlinie 
2001/42 umfasst. Sollte das der Fall sein, bestünde keine Ver­
pflichtung zur Durchführung einer erneuten Prüfung nach der 
letztgenannten Richtlinie. 

3. Art. 11 Abs. 2 der Richtlinie 2001/42 ist dahin auszulegen, 
dass er die Mitgliedstaaten nicht verpflichtet, in ihrer innerstaatli­
chen Rechtsordnung koordinierte oder gemeinsame Verfahren vor­
zusehen, die die Anforderungen der Richtlinie 2001/42 und der 
Richtlinie 85/337 in deren geänderter Fassung erfüllen. 

( 1 ) ABl. C 221 vom 14.8.2010. 

Urteil des Gerichtshofs (Zweite Kammer) vom 22. 
September 2011 — Bell & Ross BV/Harmonisierungsamt 
für den Binnenmarkt (Marken, Muster und Modelle), 

Klockgrossisten i Norden AB 

(Rechtssache C-426/10 P) ( 1 ) 

(Rechtsmittel — Einreichung der unterzeichneten Urschrift 
der Klageschrift nach Fristablauf — Behebbarer Mangel) 

(2011/C 331/08) 

Verfahrenssprache: Französisch 

Verfahrensbeteiligte 

Rechtsmittelführerin: Bell & Ross BV (Prozessbevollmächtigter: 
Rechtsanwalt S. Guerlain) 

Andere Verfahrensbeteiligte: Harmonisierungsamt für den Binnen­
markt (Marken, Muster und Modelle) (Prozessbevollmächtigter: 
A. Folliard-Monguiral), Klockgrossisten i Norden AB 

Gegenstand 

Rechtsmittel gegen den Beschluss des Gerichts (Sechste Kam­
mer) vom 18. Juni 2010 in der Rechtssache T-51/10, Bell & 
Ross/HABM — Klockgrossisten i Norden, mit dem das Gericht 
die Klage gegen die Entscheidung der Dritten Beschwerdekam­
mer des HABM vom 27. Oktober 2009 (Sache R 1267/2008-3) 
zu einem Widerspruchsverfahren zwischen der Klockgrossisten i 
Norden AB und der Bell & Ross BV abgewiesen hat — Ein­
reichung der unterzeichneten Urschrift der Klageschrift nach 
Fristablauf — Begriffe „Zufall“ und „entschuldbarer Irrtum“ — 
Grundsätze des Vertrauensschutzes und der Verhältnismäßigkeit 
— Offensichtliche Unzulässigkeit 

Tenor 

1. Das Rechtsmittel wird zurückgewiesen. 

2. Die Bell & Ross BV trägt die Kosten. 

( 1 ) ABl. C 346 vom 18.12.2010. 

Vorabentscheidungsersuchen des Fővárosi Bíróság 
(Ungarn), eingereicht am 27. Juli 2011 — Erika Jőrös/ 

Aegon Magyarország Hitel Zrt. 

(Rechtssache C-397/11) 

(2011/C 331/09) 

Verfahrenssprache: Ungarisch 

Vorlegendes Gericht 

Fövarosi Birosag 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Erika Jőrös 

Beklagte: Aegon Magyarország Hitel Zrt. 

Vorlagefragen 

1. Entspricht die Vorgehensweise eines nationalen Gerichts der 
Regelung des Art. 7 Abs. 1 der Richtlinie 93/13/EWG ( 1 ), 
wenn es im Anschluss an die Feststellung, dass eine der 
allgemeinen Vertragsbedingungen, auf die sich die Klage be­
zieht, missbräuchlich ist, prüft, ob die fragliche Bedingung 
aus diesem Grund nichtig ist, auch wenn sich die Parteien 
darauf nicht speziell berufen haben? 

2. Muss das nationale Gericht auch im Fall eines von einem 
Verbraucher eingeleiteten Verfahrens so vorgehen wie in der 
ersten Frage dargelegt, obwohl normalerweise, wenn seitens 
des Geschädigten aus diesem Grund Klage erhoben wird, die 
Nichtigerklärung der allgemeinen Vertragsbedingungen we­
gen Missbräuchlichkeit nicht in die Zuständigkeit eines Be­
zirksgerichts, sondern eines höheren Gerichts fällt?
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